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Krankenhaus-Symposium 2026 
 

Ergebnisse im Überblick – Handlungsbedarfe und -optionen 

 

Ausgangsituation 

Die Anforderungen für die psychiatrischen Krankenhäuser sind in den aktuellen gesellschaftli-
chen und gesundheitspolitischen Krisenlagen enorm gestiegen. 
Die Krankenhausreform hat bisher in großen Teilen die psychiatrischen Krankenhäuser jedoch 
nicht berücksichtigt. 
Die Personalvorgaben durch die PPP-RL entwickeln sich nur bedingt zu einem lernenden Sys-
tem, haben aber in ihrer derzeitigen Umsetzung eine Vielzahl von Problemstellungen in der 
Umsetzung produziert. Bei den Bettenzahlen sind Zuwächse zu verzeichnen, die wesentlich 
auf die Psychosomatik und den Nachholeffekt in der Kinder- und Jugendpsychiatrie zurückzu-
führen sind.1 Gekoppelt mit der Tarif- und Inflationsentwicklung sind die Gesamtausgaben 
deutlich gestiegen. 
Notwendig und dringlich ist eine konsequente Umsetzung innovativer und settingübergreifen-
der Versorgungsformen, die durch verstärkt ambulante Leistungserbringung und die Begren-
zung der Kostensteigerungen ohne Leistungseinschränkungen hier qualitativ und ökonomisch 
gegensteuern können. 
Weiterentwicklungen in den rechtlichen und formalen Rahmenbedingungen – so die gemein-
same Einschätzung im Symposium – fördern entscheidend die Umsetzungsmöglichkeiten. 
 

Handlungsbedarfe und -optionen 

- Flexibilisierung der Krankenhausleistungen und Trägerbudgets als Regeloption 

Behandlung mit den Mitteln des Krankenhauses sollte flexibel in der Versorgungsregion als 
patientenzentrierte Behandlung etwa in stationären Einheiten, in Tageskliniken, in Ambulan-
zen, in Sozialpsychiatrischen Zentren und aufsuchend zu Hause stattfinden. Voraussetzung ist 
eine settingübergreifende Leistungsgestaltung und entsprechende Rahmenbedingungen. Trä-
gerbudgets im Rahmen der § 64b-Modellvorhaben gebunden an eine regionale Versorgungs-
verpflichtung haben sich bewährt. 

Handlungsoptionen: 
- Verbändeübergreifend und seitens der anwesenden Kassenvertretungen bestand Einig-

keit, dass Trägerbudgets für Krankenhäuser als Option in der Regelversorgung gesetzlich 
verankert werden sollten. 
Eine Entfristung wäre ein erster Schritt, löst aber nicht die dann weiterhin bestehende 
Evaluationspflicht auf, deren Notwendigkeit nicht mehr überzeugt. Zudem bleibt die 
Umsetzung rein dem Verhandlungsgeschick und -wohlwollen der Vertragspartner über-

 

1 Entwicklung Bettenzahlen 2016-2024: Psychosomatik +20 %, Kinder- und Jugendpsychiatrie +12 %, Erwachsenenpsychiatrie 

+3 %; Quelle: Statistisches Bundesamt, 2026: Statistische Berichte – Grunddaten der Krankenhäuser. 
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lassen. Dies erschwert die Herstellung von bundeseinheitlichen und vergleichbaren Vor-
gehensweisen und die gesicherten Umsetzungsoptionen in der Fläche weitgehend. 
Verankert werden muss eine Regelung zur verbindlichen Mitwirkung aller Krankenkas-
sen (Kontrahierungszwang). 
Für eine notwendige Transparenz eignet sich die PPP-RL mit ihren settingbezogenen 
Mindestvorgaben nicht, sondern hier wäre ein Nachweis über die Erfüllung von Quali-
tätsindikatoren die geeignete Lösung. 

- Als gesetzliche Verankerung, wird eine Normierung in § 39 SGB V, vergleichbar mit den 
stationsäquivalenten Leistungen, und im Leistungserbringerrecht in einem neuen § 115i 
SGB V favorisiert. Nachrangig wurde eine Lösung über die Bundespflegesatzverordnung 
erwogen. 

- Parallel gilt es, bestehende Flexibilisierungsoptionen am psychiatrischen Krankenhaus 
(StäB, PIA mobil) zu modifizieren (Übergänge, Finanzierung nach bayerischem Modell, 
Zusammenlegung § 118 Abs. 1 und 2 SGB V) und in der Fläche auszuweiten. 

- Die PPP-RL muss sich weiterentwickeln und perspektivisch abgelöst werden durch Ver-
sorgungsgebiet bezogene und settingübergreifende Mindestvorgaben; auch unter Be-
zugnahme moderner, partizipativ gestalteter Personalkonzepte. 

- Der im PsychVVG formulierte Auftrag zur Erarbeitung von Qualitätskriterien bzw. Indi-
katoren muss in Richtung der oben angeführten Transparenz in den Trägerbudgets mo-
difiziert und neu justiert werden. 

- Leistungsgruppen und Qualitätsstandards in der Krankenhausplanung greifen die beson-
deren Bedarfe der Patientinnen und Patienten auf (Zielort: Rechtsverordnung, Kranken-
haus-Pläne). 

 

- Krankenhaus und Teilhabe – Auftrag und Verpflichtung 

Förderung von sozialer und beruflicher Teilhabe ist bei Menschen mit (schweren) psychischen 
Erkrankungen evident – und gilt als Outcome-Kriterium gelungener Behandlung. Deshalb ist 
Krankenhausbehandlung strukturell mit Hilfen aus anderen Leistungsbereichen des Sozialge-
setzbuches nicht nur vernetzt, sondern muss – so einhellige Meinung in dem entsprechendem 
Symposiumsworkshop – Teilhabeförderung in seinen Behandlungsformaten stärker adressie-
ren. 

Handlungsoptionen: 
- Die Teilhabeförderung in der Krankenhausbehandlung wird auch im SGB V gestärkt und 

perspektivisch als Zielsetzung in § 39 SGB V verankert, in dem der Bezug zu § 43 SGB IX 
explizit aufgenommen wird. 

- Leistungsbereiche aus dem SGB V und dem SGB IX können vom selben Team im Rahmen 
einer integrierten Behandlungs- und Teilhabeplanung erbracht werden (Zuordnung 
bleibt leistungsträgerbezogen, perspektivisch sind Budgetsteuerung zu prüfen). Hier wä-
ren zukünftig weitere Modellvorhaben nach § 63 SGB V in der Linie des G-BA-Innofond-
projektes gute Optionen, um die Umsetzung in realistische Bahnen zu lenken. 

- Die in den Psychiatriedialogen formulierten Empfehlungen zur Zugangsberatung, inte-
grierten Planung, zum Versorgungsmanagement und zur Partizipation sind umzusetzen. 
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- Versorgungssicherheit im Verbund und gemeinsame regionale Verantwortung ge-
währleisten 

Bezogen auf die Ebene der Leistungserbringung stellt der Gemeindepsychiatrische Verbund 
(GPV) das geeignete regionale und kommunale Steuerungselement für die Leistungsgesetze 
und Leistungsbereiche übergreifender regionaler Versorgungs- und Ressourcenplanung dar.2 
Zielsetzung ist die Sicherstellung einer bedarfsgerechten Behandlung und Teilhabe, sowohl im 
akuten Notfall wie auch bei der langfristigen Versorgung jeder bzw. jedes Betroffenen in der 
Region. 
Die regionale Versorgungsverantwortung bezieht definitionsgemäß alle notwendigen Bedarfe 
des Einzelnen ein und inkludiert umfassend die Krisen- und Notfallversorgung. Hierüber be-
stand in dem Symposiumsworkshop weitgehender Konsens. 
Dabei müssen multiprofessionell aufgestellte, im besten Fall mobile Krisenhilfen regional, 
niedrigschwellig, 24/7 vorgehalten und ein sicherer, verlässlicher Zugang zum allgemeinen 
Rettungs- und Notarztsystem gewährleistet werden. 
 

Handlungsoptionen: 
- Die psychiatrischen Krankenhäuser sind Mitglied eines regionalen Verbundes. Gemein-

depsychiatrische Verbünde haben sich mit ihren Standards bewährt. Die Zielsetzung ei-
ner gemeinsamen Versorgungsverantwortung mit den Leistungsträgern bei komplexen 
Hilfebedarfen und -bedürfnissen ist regional und landesbezogen zu vereinbaren und in 
die Umsetzung zu bringen. 

- Die Leistungsträger steuern ihre geteilte Sicherstellungsverantwortung in Abstimmung 
mit den Gemeindepsychiatrischen Verbünden. Im SGB V ist der Koordinationsauftrag zu 
stärken. Kommunale Koordinationsaufgaben des Öffentlichen Gesundheitsdienstes 
(ÖGD) werden integriert. 

- Gemeinsame Aufgabe ist die Sicherstellung der ambulanten Krisenhilfen und der Not-
fallversorgung. Hierzu werden spezifische regionale Vereinbarungen getroffen. Die Kri-
sen- und Notfallversorgung wird in der Notfallreform umfassend mitgedacht und veran-
kert. 

 

 

2 Im Bereich von Kindern und Jugendlichen ist z. B. mit dem § 80 SGB VIII ein Instrument vorhanden, das für den zentralen 
Rehabilitationsträger im Bereich der Jugendhilfe eine Bedarfsplanung über das eigene System hinaus vorsieht. 


